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Satzung

§ 1 Name, Sitz und Zusammensetzung

§2

§3

84

Der Ortsverband fiihrt den Namen ,BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, Ortsverband
Barsinghausen”. Die Kurzbezeichnung lautet ,GRUNE OV Barsinghausen".

Der Tatigkeitsbereich ist das Gebiet der Stadt Barsinghausen.

Der Ortsverband wird von den in seinem Tatigkeitsgebiet mit ihrem Wohnsitz
ansassigen Mitgliedern gebildet. Bei mehreren Wohnsitzen kann ein Mitglied
zwischen den Gebietsverbanden der Wohnsitze wahlen.

Mitgliedschaft

(1)

Mitglied kann werden, wer mindestens 14 Jahre alt ist, einen Wohnsitz oder den
gewohnlichen Aufenthalt im Bereich der Stadt Barsinghausen hat und sich zu den
Grundsatzen und dem Programm von Buindnis 90/Die Griinen bekennt. Im Bereich
der Stadt Barsinghausen lebende Auslander/innen und Staatenlose kdnnen
Mitglied von Blindnis 90/Die Grinen werden. Mit der Mitgliedschaft bei Bundnis
90/Die Grunen ist die gleichzeitige Mitgliedschaft in anderen Parteien oder die
Tatigkeit oder Kandidatur in anderen Parteien oder konkurrierenden
Wahlervereinigungen unvereinbar.

Uber die Aufnahme entscheidet der Vorstand des Ortsverbandes. Die Mitgliedschaft
beginnt mit dem Aufnahmebeschluss.

Gegen eine Ablehnung kann der/die Abgelehnte Einspruch bei der
Mitgliederversammlung des Ortsverbandes einlegen, die mit einfacher Mehrheit
entscheidet.

Die Mitgliedschaft besteht grundsadtzlich in dem Gebietsverband des Wohnortes
oder des gewohnlichen Aufenthaltsortes und geht bei deren Wechsel auf den
neuen Gebietsverband Uber. Bei mehreren Wohnsitzen besteht ein Wahlrecht des
Mitglieds. Auf begriindeten Antrag des Mitglieds kdnnen Ausnahmen vom Wohnort-
bzw. Aufenthaltsprinzip zugelassen werden. Darlber entscheidet der Vorstand des
Gebietsverbandes, in dem die Aufnahme gewiinscht ist.

Beendigung der Mitgliedschaft

Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Ausschluss (gemaf’ & 5,1 der Satzung des
Landesverbandes), Streichung aus der Mitgliederliste oder Tod.

Der Austritt ist schriftlich gegenliber dem Ortsvorstand zu erkldren.

Zahlt ein Mitglied langer als drei Monate nach der vereinbarten Falligkeit keinen
Beitrag, so gilt dies nach Ablauf eines Monats nach Zustellung einer zweiten
Mahnung als Austritt. Auf diese Folge muss in der zweiten Mahnung hingewiesen
werden.

Rechte und Pflichten der Mitglieder

(1)

Jedes Mitglied hat das Recht,an der politischen Willensbildung der Partei im
Rahmen von Gesetz und Satzung teilzunehmen, insbesondere durch die Ausiibung
des aktiven und passiven Wahlrechts innerhalb der Partei, Teilnahme an
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Mitgliederversammlungen, Teilnahme an Veranstaltungen hoherer Gebietsverbande
und Beteiligungen an Aussprachen, Abstimmungen sowie durch Stellung von
Antragen im Rahmen der Satzung und der Geschaftsordnung. Jedes Mitglied hat
das Recht, sich mit anderen Mitgliedern in Arbeitsgemeinschaften eigenstandig zu
organisieren; dies gilt insbesondere fiir Frauen und Minderheiten. Die Bildung
solcher Arbeitsgemeinschaften dient der politischen Meinungsbildung innerhalb
der Griinen. Sie sind nicht berechtigt, selbstandig 6ffentliche Erklarungen fur die
Griinen abzugeben. Uber Griindung und Zielsetzung miissen die Mitglieder
informiert werden.

Jedes Mitglied hat die Pflicht, die Grundsatze der Partei zu vertreten, sich fir ihre
im Programm festgelegten Ziele einzusetzen, sowie die satzungsgemaf’ gefassten
Beschliisse der Parteiorgane anzuerkennen und die Mitgliedsbeitrage plinktlich zu
entrichten.

Mitgliederversammlung (OMV)

(1)

Die Mitgliederversammlung ist das hochste Beschlussorgan des Ortsverbandes.
Eine Mitgliederversammlung findet mindestens viermal im Kalenderjahr statt. Sie
ist auf Beschluss des Ortsvorstandes, der OMV oder auf schriftlichen Antrag eines
Flnftels der Mitglieder des Ortsverbandes unter Angabe der Tagesordnungspunkte
vom Vorstand schriftlich einzuberufen.

Mitgliederversammlungen sind mit einer Frist von vierzehn Tagen (Postausgang)
vom Vorstand einzuberufen. Mit der Ladung ist die vorlaufige Tagesordnung
bekannt zu geben. Auch die Einladung per E-Mail ist zuldssig, sofern nicht
ausdrucklich die Zustellung per Post gewunscht ist.

Die Ladungsfrist kann aus zwingenden mit der Einladung bekannt zu gebenden
Grinden verkurzt werden.

Die Mitgliederversammlung ist bei Anwesenheit von 20 % der stimmberechtigten
Mitglieder beschlussfahig, bei Satzungsanderungen ist die Anwesenheit von 25%
der stimmberechtigten Mitglieder erforderlich. Ist eine Mitgliederversammlung
nicht beschlussfahig, so ist eine innerhalb von 4 Wochen erneut einzuberufende
Mitgliederversammlung in denselben Tagesordnungspunkten in jedem Fall
beschlussfahig.

(5) An der Mitgliederversammlung konnen Nichtmitglieder teilnehmen. Auf Antrag
kdnnen Nichtmitglieder von der Teilnahme ausgeschlossen werden.

(6) Uber die Mitgliederversammlung ist ein Protokoll anzufertigen. Dieses ist von
mindestens einem Vorstandsmitglied zu unterzeichnen.

(7)  Satzungsdnderungen sind mit der Einladung anzuktndigen. Sie kénnen nicht auf
einer OMV mit verkirzter Ladungsfrist beschlossen werden.

Beschlussfassung

(1) Stimmberechtigt sind alle anwesenden Mitglieder des Ortsverbandes.

(2)

Beschlisse werden in offener Abstimmung mit einfacher Mehrheit gefasst. Fur
Satzungsanderungen ist eine Zwei-Drittel-Mehrheit der anwesenden
stimmberechtigten Mitglieder erforderlich. Eine geheime Abstimmung wird
durchgefiihrt auf Antrag von 1/3 der anwesenden Mitglieder.
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(1)

Die Wahlen der Vorstandsmitglieder sind geheim. Bei den Ubrigen Wahlen kann
offen abgestimmt werden, wenn sich auf Befragen kein Widerspruch erhebt.

Gewahlt ist,wer mehr als die Halfte der abgegebenen Stimmen erhalt. Bei einem
erforderlichen zweiten Wahlgang ist gewahlt, wer die meisten Stimmen erhalt,
mindestens aber von 25 Prozent der Abstimmenden gewahlt wurde. Bei
Stimmengleichheit wird eine Stichwahl durchgefihrt. Ist auch diese ohne Ergebnis,
entscheidet das Los.

Fir den zweiten Wahlgang werden nur Kandidatinnen zugelassen, die im ersten
Wahlgang mindestens 10 % der abgegebenen Stimmen erhalten haben.

Wird im zweiten Wahlgang keinE Bewerberln gewahlt, entscheidet die
Versammlung Uber das weitere Verfahren.

Wahlen in mehrere gleichartige Positionen kénnen in einem Wahlgang
durchgefiihrt werden. Dabei hat jedeR Stimmberechtigte so viele Stimmen wie
Positionen zu besetzen sind. Gewahlt sind dabei unter Beachtung der o0.g. Quoren
die Bewerberlnnen, die die meisten Stimmen erhalten haben.

Die Bewerberlnnen auf Wahlvorschlagen des Ortsverbandes und ihre Reihenfolge
mussen von den zum Zeitpunkt ihres Zusammentretens wahlberechtigten
Mitgliedern in geheimer Abstimmung bestimmt werden. Hinsichtlich der
Einzelheiten der Durchfiihrung sind die einschlagigen Rechtsvorschriften
einzuhalten.

Vorstand

(1)

Voraussetzung fir die Wahl in den Ortsvorstand ist die Mitgliedschaft in dem
jeweiligen Ortsverband.

Der Vorstand besteht aus:
e zwei Vorsitzenden,

e dem/der Kassiererln,

e bis zu 5 BeisitzerInnen.

Der geschaftsfihrende Vorstand besteht aus den beiden Vorsitzenden und der/dem
Kassiererln.

Die Vorstandsmitglieder werden von der Mitgliederversammlung direkt in ihre
Funktion gewahlt.

Die Amtszeit der Vorstandsmitglieder betragt zwei Jahre. Sie bleiben bis zur Wahl
eines neuen Vorstandes im Amt. Die Wiederwahl ist zulassig.

Mitglieder des Vorstandes dirfen nicht in einem Beschaftigungsverhaltnis mit dem
Ortsverband stehen.

Die Vorstandsmitglieder sind jederzeit abwahlbar. Eine Abwahl ist nur in
Verbindung mit einer Neuwahl zulassig. Der Antrag ist mit der Tagesordnung
bekannt zu geben.

Der Vorstand erstattet der Mitgliederversammlung jahrlich Bericht Uber seine
Tatigkeit.

Der Vorstand ist beschlussfahig, wenn mindestens die Halfte seiner Mitglieder
anwesend ist.
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Der Vorstand leitet den Ortsverband und fihrt dessen Geschafte nach Gesetz und
Satzung. Er vertritt den Ortsverband nach auf3en.

Soweit Arbeitsverhadltnisse begriindet werden, obliegen ihm die Auslibungen der
Arbeitgeberfunktionen.

Die Ortsverbandsvorsitzenden vertreten in prozess- und verfahrensrechtlichen
Fragen den Ortsverband nach aufien. Die Vertretung kann durch eine
Geschaftsordnung geregelt werden.

Hochstens die Halfte der Vorstandsmitglieder darf eine Vorstandsfunktion oberhalb
der kommunalen Ebene oder ein Mandat im Rat oder der Regionsversammlung
haben.

Frauen und Manner, Kinderbetreuung

(1)

Wahllisten zu Kommunalwahlen sind grundsatzlich alternierend mit Frauen und
Mannern zu besetzen, wobei den Frauen die ungeraden Platze zur Verfiigung
stehen. Frauen kdnnen auch auf den geraden Platzen kandidieren. Reine
Frauenlisten sind moglich. Sollte keine Frau fur einen Frauen zustehenden Platz
kandidieren bzw. gewahlt werden, entscheidet die Wahlversammlung Uber das
weitere Verfahren. Bei mehreren Wahlbereichen ist bei den aussichtsreichen
Platzen die Mindestquotierung zu erreichen (Mafigabe dafur, welche Platze
aussichtsreich sind, ist das letzte Kommunalwahlergebnis). Die Frauen der
Wahlversammlung haben diesbezuglich ein Vetorecht entsprechend Abs. 5.

Die auf Ortsebene zu besetzenden Gremien sind mindestens zur Halfte mit Frauen
zu besetzen. Ist nur eine Person zu entsenden, so ist durch abwechselnde
Entsendung von Mannern und Frauen die Mindestquotierung zu erfillen. Sollte
keine Frau fir einen Frauen zustehenden Platz kandidieren bzw. gewahlt werden,
entscheidet die Ortsmitgliederversammlung Uber das weitere Verfahren. Die
Frauen der Ortsmitgliederversammlung haben diesbezuglich ein Vetorecht
entsprechend Abs. 5.

Diskussionsleitungen werden abwechselnd von einer Frau und einem Mann
ubernommen. Die Diskussionsleitung hat ein Verfahren zu wahlen, das das Recht
von Frauen auf die gleiche Anzahl von Redebeitragen gewahrleistet, ggf. durch
getrennte Redelisten (Reif3verschlussprinzip).

Der Ortsverband sorgt im Zusammenwirken mit den anderen betroffenen
Ortsverbanden dafiir, dass bei Uberortlichen politischen Gremien die
Mindestquotierung der griinen Vertreterlnnen erfullt wird.

Auf Mitgliederversammlungen wird zu Abstimmungsgegenstanden auf Antrag
unter den Frauen ein Meinungsbild erstellt. Ergeben sich dabei abweichende
Mehrheiten, haben die Frauen ein einmaliges Vetorecht mit aufschiebender
Wirkung. Die zur Abstimmung stehenden Fragen werden auf der nachsten OMV
erneut beraten.

Menschen mit Kindern, die im Ortsverband der Partei ein Amt wahrnehmen, konnen
auf Antrag im Rahmen des zur Verfligung stehenden Haushaltstitels Geld fiir
Kinderbetreuung erhalten. Das Verfahren regelt der Ortsvorstand.
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§ 10 Rechnungspriiferinnen

1.  Die Mitgliederversammlung wahlt zwei Rechnungspriferinnen. Die Amtszeit
betragt 2 Jahre. Rechnungspriferinnen mussen Mitglied der Gliederung sein und
durfen kein Vorstandsamt auf gleicher Ebene bekleiden.

§ 11 Beitrags- und Kassenordnung

Der Ortsverband besitzt Finanz- und Personalautonomie.

Finanzangelegenheiten regelt die Beitrags- und Kassenordnung. Sie ist ein Anhang
der Satzung (Mehrheitsbeschluss der OMV)

§ 12 Ubergangs- und Schlussbestimmungen

(1) Die Satzung tritt am Tage nach der beschlieRenden Mitgliederversammlung in
Kraft. Gleichzeitig tritt die bisherige Satzung auer Kraft.

(2) Soweit diese Satzung keine Bestimmungen enthalt, ist die Satzung der
Ubergeordneten Gliederungen sinngemaft anzuwenden. Dies bezieht sich
insbesondere auf die Durchfihrungen von Urabstimmungen, die Schiedsordnung
sowie die Beitrags- und Kassenordnung.
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Geschaftsordnung des Ortsverbandes

Abschnitt | Mitgliederversammlungen

81 Tagesordnung

§2

§3

(1)

(2)

Die Tagesordnung wird vom Vorstand unter Beruicksichtigung der zur Beratung
anstehenden Gegenstande und eventueller Antrage gemaf? den Ladungsfristen der
Satzung erstellt und versendet.

Die Tagesordnung soll mindestens die Tagesordnungspunkte enthalten:

1.  Formales
. Begrufiung, Eroffnung der Sitzung
. Feststellen der Beschlussfahigkeit
. Wahl einer/s Protokollantln
. Verabschiedung des Protokolls der letzten Sitzung
. Verabschiedung der Tagesordnung
2. Bericht des Vorstandes
3. Bericht der Ratsfraktion
4, Verschiedenes/Termine

Die vorgeschlagene Tagesordnung kann beim TOP ,Verabschiedung der
Tagesordnung” durch Beschluss der Versammlung verdandert werden. Die
Versammlung kann auf Antrag eines Mitgliedes neue Tagesordnungspunkte
aufnehmen, die Reihenfolge andern, verwandte Punkte miteinander verbinden oder
Punkte von der Tagesordnung absetzen.

Leitung der Sitzung/Redeliste

Die Leitung der Versammlung obliegt dem Vorstand. Auf Antrag kann die
Mitgliederversammlung eine andere Versammlungsleitung beschliefen. Das
Hausrecht wird von der Versammlungsleitung ausgeubt.

Fur jede Sitzung ist eine Anwesenheitsliste zu flhren.

Die Dauer der Sitzung wird auf maximal drei Stunden begrenzt. Eine Verlangerung
ist auf Antrag maoglich.

Es wird eine quotierte Redeliste gefiihrt. Anwesenden Gasten kann das Rederecht
eingeraumt werden.

Ist zu einem Beratungsgegenstand ein Antrag gestellt, so erteilt die
Versammlungsleitung zuerst der/dem Antragstellerin das Wort. Wahrend einer
Abstimmung kann das Wort nicht erteilt werden.

Antrage

(1)

(2)

Zur Sache antragsberechtigt ist jedes Mitglied des Ortsverbandes sowie der
Vorstand.

Antrdge, die dem Vorstand vier Tage vor einer Mitgliederversammlung vorliegen,
werden an alle Mitgliedern per Email weitergeleitet.
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Antrage sollen so gefasst sein, dass mit “dafiir (ja)” oder “dagegen (nein)”
abgestimmt werden kann.

Jeder Antrag wird einzeln abgestimmt. Er ist angenommen, wenn er die einfache
Mehrheit erhalt (mehr JA als Nein Stimmen)

Antragsberechtigt zur Geschaftsordnung ist jedes Mitglied. Antrage zur
Geschaftsordnung sind gesondert und vor der weiteren Beratung der Sache zu
behandeln.

Antrage zur Geschaftsordnung umfassen insbesondere:

. auf Nichtbefassung

. auf Schluss der Diskussion

. auf Schluss der Redeliste

. auf Begrenzung der Redezeit

. auf Begrenzung der Zahl der Wortbeitrage

. auf Aufhebung der Quotierung der Redeliste

. auf Wiedererdffnung der Diskussion

. auf Anderung der Tagesordnung

. auf eine Pause

. auf Begrenzung der Redezeit

. auf nochmalige Abstimmung, sofern bei der ersten Abstimmung die Zahl der
Enthaltungen die Zahl der Ja-Stimmen Uberwog

. auf nochmalige Verlesung der zur Abstimmung anstehenden Antrage

. auf Feststellung der Beschlussfahigkeit

. auf geheime Abstimmung

Ein Antrag zur Geschaftsordnung soll kurz begriindet werden. Abgestimmt wird,
wenn ein Mitglied fur und ein Mitglied gegen den Antrag gesprochen hat. Spricht
kein Mitglied gegen den Antrag, so ist er angenommen. Antrage zur
Geschaftsordnung durfen nicht wahrend der laufenden Abstimmung gestellt
werden.

Ein Antrag auf geheime oder namentliche Abstimmung wird ohne Gegenrede
abgestimmt.

Abschnitt Il Vorstandssitzungen

§ 4 Vorstand

(1) Vorstandssitzungen sollen mindestens zehnmal im Jahr stattfinden. Die Einladung
erfolgt durch ein Mitglied des geschaftsfiihrenden Vorstandes.

(2) Der Vorstand ist beschlussfahig, wenn die Halfte seiner Mitglieder anwesend ist.
Fur seine Zusammenkunfte gelten die Regeln dieser Geschaftsordnung soweit sie
ubertragbar sind.

(3) Der Vorstand tagt mitgliederoffentlich. Wenn zum Schutz personlicher Daten ein
nichtoffentlicher Sitzungsteil erforderlich ist, erfolgt dieser am Schluss der Sitzung.

(4) Allen Mitgliedern, die dies wiinschen, werden Sitzungstermine und Beschlisse des
Vorstandes Uber den Mailverteiler ,Aktive“ mitgeteilt.

(5) Pressemitteilungen sollen mit der Mehrheit der Vorstandsmitglieder oder

mindestens zwei Mitgliedern des geschaftsfuhrenden Vorstandes abgesprochen
sein.
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Der Vorstand trifft finanzielle Entscheidungen im Rahmen eines von der
Mitgliederversammlung beschlossenen Jahres- oder Wahlkampfetats.

Bis zu einer Hohe von 250 € kann der Vorstand auRerplanmafiige Ausgaben
beschliefien.

Der Vorstand kann Beschlisse auch im elektronischen Umlaufverfahren
beschlief3en. Ein Beschluss kommt zustande, wenn die Halfte der
Vorstandsmitglieder zustimmt.
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Beitrags- und Kassenordnung

§1 Mitgliedsbeitrag

§2

83

§4

(1)

(2)

Der Mitgliedsbeitrag soll mindestens 1% vom Nettoeinkommen betragen. Uber
ErmaRigungen flr Personen mit geringem oder keinem Einkommen entscheidet
der Vorstand auf Antrag.

Die Beitrage sollen im Voraus an den Ortsverband geleistet werden.

Mandatsbeitrage

1).

(2)

(4)
()

Mandats- und Amtstragerinnen und vom Vorstand oder der Fraktion entsandte
Personen in Aufsichtsgremien leisten neben ihren satzungsmafiigen
Mitgliedsbeitrdgen Mandatstragerinnenbeitrage an den Ortsverband.

Die Hohe der zusatzlichen Beitrage von Mitgliedern des Rates betragt mindestens
50 € im Monat. Vom Vorstand oder der Fraktion in Aufsichtsgremien entsandte
Personen leisten einen zusatzlichen Beitrag von mindestens 50 % der
Sitzungsgelder.

Fir Amtsinhaber und Mandatierte, die die Mandatsbeitrage nicht steuerlich geltend
machen kdnnen, kdnnen die Beitrage auf Antrag um die Halfte reduziert werden,
Kirzungen von staatlichen Transferleistungen aufgrund der Einnahmen aus dem
Mandat kénnen auf Antrag bei den Mandatsbeitragen berlcksichtigt werden.

Die Mandatstragerlnnenbeitrage werden monatlich an den Ortsverband gezahlt.

Der/die Kassiererln informiert parteiintern im Rahmen des jahrlichen
Finanzberichtes Uber die Einhaltung der Mandatsbeitragsregelung.

Spenden

(1)

()

Der Ortsverband ist berechtigt, Spenden unter Beruicksichtigung des
Parteiengesetzes anzunehmen. Spenden verbleiben beim OV.

Zur Ausstellung von Zuwendungsbestatigungen ist nur das fur das Finanzwesen
verantwortliche Vorstandsmitglied des Regionsverbandes Hannover berechtigt.

Haftung

(1)

Der Ortsverband darf keine finanziellen Verpflichtungen eingehen, fir die keine
Deckung im Vermdgen und auf dem Konto vorhanden ist. Ein negatives
Reinvermogen ist nicht zulassig. Fiir vom Vorstand nicht genehmigte
Rechtsgeschafte haftet nur, wer sie veranlasst hat.

Begeht eine Gliederung der Partei Verstofie gegen das Parteiengesetz, die mit
Sanktionen bedroht sind, in dem sie z. B. ihrer Rechenschaftspflicht nicht genugt,
rechtswidrig Spenden annimmt, Mittel nicht den Vorschriften des Parteiengesetzes
entsprechend verwendet, so haftet sie fiir den hierdurch entstandenen Schaden.
Die Haftung der handelnden Personen bleibt davon unberthrt.
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§ 5 Kassenfiihrung und Haushalt
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(1)

(2)

Der Ortsverband darf seine finanziellen Mittel ausschlieRlich fur die den Parteien
nach dem Grundgesetz und dem Parteiengesetz obliegenden Aufgaben verwenden.

Die Mitglieder des Ortsvorstandes, insbesondere der/die Kassiererln, sind
verantwortlich fur die ordnungsgemafie Kassenfuhrung, fur die Erfassung und
Vollstandigkeit der Buchfiihrung, fur die Finanzplanung, fur die regelmafiige
Uberpriifung der Beitragszahlungen und deren Héhe und fiir den jahrlichen
Finanzbericht an die Mitgliederversammlung.

Der Vorstand erarbeitet auf der Grundlage eines Vorschlages des/der KassiererIn
jahrlich einen Haushaltsentwurf. Der Haushalt wird von der
Mitgliederversammlung verabschiedet.

Ist abzusehen, dass der Haushalt mit einem unvorhergesehenen Defizit
abgeschlossen wird, legt der/ die KassiererIn der Mitgliederversammlung
unverzlglich einen Nachtragshaushalt vor. Umschichtungen zwischen einzelnen
Haushaltstiteln sind durch Vorstandsbeschluss moglich. Hierzu ist die Zustimmung
des/ der KassiererIn notwendig.

Der Ortsverband kann zwecks Verwaltungsvereinfachung die Kassenfiihrung an den
Kreisverband per MV-Beschluss abgeben-

Die Kostenerstattungsordnung des Landesverbandes ist fiir den Ortsverband
mafigebend. Die Mitgliederversammlung kann im Rahmen der steuerlichen
Grenzen abweichende Regelungen beschlief3en.

Rechenschaftsbericht

(1)

Die Mitglieder des Ortsvorstandes sind fur die fristgerechte Erstellung des
Rechenschaftsberichtes nach dem Parteiengesetz und dessen Abgabe an den
Regionsverband verantwortlich.

Der Rechenschaftsbericht des Ortsverbandes ist umgehend nach Erstellung,
spatestens am 15.02. des folgenden Jahres beim Regionsverband abzugeben.

Der Rechenschaftsbericht des Ortsverbandes wird vor Abgabe an den Kreisverband
im Ortsvorstand beraten. Die flr die Finanzangelegenheiten zustandigen
Vorstandsmitglieder versichern mit ihrer Unterschrift, dass die Angaben in ihren
Rechenschaftsberichten nach bestem Wissen und Gewissen wahrheitsgematf3
gemacht worden sind. Neben dem fiir die Finanzangelegenheiten zustandigen
Vorstandmitglied muss der/die Vorsitzende den Bericht bestatigen.

Rechnungsprifung und Aufbewahrungsfristen

1)

Die von der Mitgliederversammlung gewdhlten Rechnungspriferinnen prifen
mindestens einmal jahrlich das Ubereinstimmen von Buchungen und Belegen, die
Ordnungsmafsigkeit der Buchfuhrung, die Angemessenheit der Ausgaben und die
Ubereinstimmung mit den Beschliissen von Vorstand- und Mitgliederversammlung.
Sie berichten der Mitgliederversammlung Uber das Ergebnis der Priifung und
stellen den Antrag auf Entlastung des Vorstandes in Finanzangelegenheiten. Die
Rechnungsprufungsbestdtigung nach Vorgabe des Landesverbandes muss dem
Rechenschaftsbericht unter Beachtung der Abgabefristen beigelegt werden.

Die Rechnungsunterlagen, Blicher, Bilanzen und Rechenschaftsberichte missen 10
Jahre aufbewahrt werden. Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit Ablauf des
Rechnungsjahres.



	Satzung
	Geschäftsordnung
	Beitrags- und Kassenordnung
	von Bündnis 90/Die Grünen  Ortsverband Barsinghausen
	Satzung
	§ 1  Name, Sitz und Zusammensetzung
	§ 2 Mitgliedschaft
	§ 3 Beendigung der Mitgliedschaft
	§ 4 Rechte und Pflichten der Mitglieder
	§ 5 Mitgliederversammlung (OMV)
	§ 6 Beschlussfassung
	§ 7 Wahlen
	§ 8 Vorstand
	§ 9 Frauen und Männer, Kinderbetreuung
	§ 10  RechnungsprüferInnen
	§ 11 Beitrags- und Kassenordnung
	§ 12 Übergangs- und Schlussbestimmungen

	Geschäftsordnung des Ortsverbandes
	Abschnitt I Mitgliederversammlungen
	§ 1  Tagesordnung
	§ 2  Leitung der Sitzung/Redeliste
	§ 3  Anträge
	Abschnitt II Vorstandssitzungen
	§ 4 Vorstand

	Beitrags- und Kassenordnung
	§ 1 Mitgliedsbeitrag
	§ 2 Mandatsbeiträge
	§ 3 Spenden
	§ 4 Haftung
	§ 5 Kassenführung und Haushalt
	§ 6 Rechenschaftsbericht
	§ 7 Rechnungsprüfung und Aufbewahrungsfristen


